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%&(���Kundmachung: Geltungsbereich der Internationalen Konvention zur Vereinfachung der
Zollformalitäten

%&)���Änderungen des Übereinkommens über die Internationale Fernmeldesatellitenorganisation
„INTELSAT“ und des Betriebsübereinkommens über die Internationale
Fernmeldesatellitenorganisation „INTELSAT“

%' ���Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und Kanada im Be-
reich der Sozialen Sicherheit
(NR: GP XX RV 103 AB 178 S. 27. BR: AB 5182 S. 614.)

%'!���Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Republik Vietnam
über die Förderung und den Schutz von Investitionen samt Protokoll
(NR: GP XX RV 11 AB 266 S. 36. BR: AB 5247 S. 616.)

%&(��Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Internatio-
nalen Konvention zur Vereinfachung der Zollformalitäten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten erklärt,
sich auch weiterhin an die Internationale Konvention zur Vereinfachung der Zollformalitäten (BGBl.
Nr. 85/1925, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 305/1971) gebunden zu erachten:

Staaten:

Fidschi am 31. Oktober 1972
Salomonen am   3. September 1981
Slowakei mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1993
Tschechische Republik mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1993

Fidschi hat gleichzeitig am 31. Oktober 1972 die Konvention gekündigt.

Vranitzky

%&)��Änderungen des Übereinkommens über die Internationale Fernmeldesatellitenor-
ganisation ,,INTELSAT“ und des Betriebsübereinkommens über die Internationale

Fernmeldesatellitenorganisation ,,INTELSAT“

Die Versammlung der Vertragsparteien des Übereinkommens über die Internationale Fernmeldesa-
tellitenorganisation ,,INTELSAT“ *) hat anläßlich ihres am 26. Oktober 1994 in Margarita Island, Vene-
zuela und am 31. August 1995 in Kopenhagen stattgefundenen 19. und 20. Treffens nachstehende Ände-
rung des Art. XVII lit. f des Übereinkommens beschlossen:

Article XVII

(Amendments)

(f) Notwithstanding the provisions of paragraphs (d) and (e) of this Article, an amendment shall not
enter into force less than eight months after the date it has been approved by the Assembly of Parties.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 343/1973
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(Übersetzung)

Artikel XVII

(Änderungen)

f) Ungeachtet der lit. d und e kann eine Änderung frühestens acht Monate nach ihrer Genehmigung
durch die Versammlung der Vertragsparteien in Kraft treten.

Die Versammlung der Unterzeichner des Betriebsübereinkommens über die Internationale Fernmel-
desatellitenorganisation ,,INTELSAT“ *) hat anläßlich ihres am 4. April 1995 in Singapur stattgefunde-
nen 25. Treffens nachstehende Änderungen des Art. 6 lit. d Ziffer i und lit. h des Betriebsübereinkom-
mens beschlossen:

Article 6

(Investment Shares)

(d)  (i) Any Signatory may request that it be allocated a lesser investment share. Such requests shall
be deposited with INTELSAT and shall indicate the reduced investment share desired. IN-
TELSAT shall give prompt notification of such requests to all Signatories, and such requests
shall be honored to the extent that other Signatories accept greater investment shares.

(h) Notwithstanding any provision of this Article, no Signatory shall have an investment share of
less than 0,05 per cent of the total investment shares or greater than 150 per cent of its percentage of all
utilization of the INTELSAT space segment by all Signatories determined pursuant to the provisions of
paragraph (b) of this Article.

Article 22

(Amendments)

Paragraph ,,(f)“ should be deleted.

(Übersetzung)

Artikel 6

(Investitionsanteile)

d)  i) Jeder Unterzeichner kann beantragen, daß ihm ein niedrigerer Investitionsanteil zugeteilt
wird. Die Anträge sind bei der INTELSAT zu hinterlegen und haben den gewünschten niedri-
geren Investitionsanteil anzugeben. Die INTELSAT notifiziert diese Anträge umgehend allen
Unterzeichnern; den Anträgen wird in dem Maß entsprochen, in dem andere Unterzeichner
einer Erhöhung ihrer Investitionsanteile zustimmen.

h) Ungeachtet jeder anderen Bestimmung dieses Artikels darf kein Unterzeichner einen Investitions-
anteil haben, der niedriger ist als 0,05 vH des Gesamtbetrags der Investitionsanteile oder größer als
150 vH der Gesamtbenützung des INTELSAT-Weltraumsegments durch alle Unterzeichner nach den
Bestimmungen des lit. b dieses Artikels.

Artikel 22

(Änderungen)

Streichung von lit. ,,f“.

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika treten die Änderungen wie
folgt in Kraft:

Änderung des Übereinkommens gemäß dessen Art. XVII lit. e mit 16. Oktober 1996.

Änderungen des Betriebsübereinkommens gemäß dessen Art. 22 lit. e mit 11. September 1996.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 343/1973

Vranitzky
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%' �

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Zusatzabkommen
zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und Kanada im Bereich der Sozialen

Sicherheit

Supplementary Agreement
to the Agreement on Social Security between the Republic of Austria and Canada

Accord Supplémentaire
à l’Accord sur la sécurité sociale entre la République d’Autriche et le Canada

ZUSATZABKOMMEN
zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und Kanada im Bereich der Sozialen

Sicherheit
Die Republik Österreich und Kanada

haben zur Änderung und Ergänzung des am 24. Februar 1987 in Wien geschlossenen Abkommens
im Bereich der Sozialen Sicherheit *) zwischen den beiden Staaten folgendes vereinbart:

Artikel I

In diesem Zusatzabkommen

a) bedeutet der Ausdruck „Abkommen“ das am 24. Februar 1987 in Wien geschlossene Abkommen
im Bereich der Sozialen Sicherheit zwischen der Republik Österreich und Kanada;

b) haben alle anderen Ausdrücke dieselbe Bedeutung, die ihnen im Abkommen gegeben wird.

Artikel II

1. Im Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c des Abkommens werden die Worte „den Bundesminister für
soziale Verwaltung“ durch die Worte „den Bundesminister, der mit der Anwendung der österreichischen
Rechtsvorschriften betraut ist“ ersetzt.

2. Im Artikel 1 Absatz 2 des Abkommens werden die Worte „Minister für Nationale Gesundheit und
Wohlfahrt“ durch die Worte „Minister für Beschäftigung und Einwanderung“ ersetzt.

3. Artikel 4 Absatz 4 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„(4) Hinsichtlich der österreichischen Rechtsvorschriften über die Berücksichtigung von Kriegs-
dienstzeiten und diesen gleichgestellten Zeiten stehen die kanadischen Staatsangehörigen, die unmittelbar
vor dem 13. März 1938 die österreichische Staatsangehörigkeit besaßen, den österreichischen Staatsan-
gehörigen gleich.“

4. Artikel 5 Absatz 3 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„(3) Hinsichtlich der österreichischen Rechtsvorschriften gilt Absatz 1 nicht in bezug auf die Aus-
gleichszulage.“

5. Artikel 6 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„Artikel 6

Soweit die Artikel 7 bis 9 nichts anderes bestimmen, gelten für eine Person, die im Gebiet eines
Vertragsstaates unselbständig oder selbständig erwerbstätig ist, hinsichtlich dieser Erwerbstätigkeit aus-
schließlich die Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaates. In bezug auf eine unselbständige Erwerbstätig-
keit gilt dies auch dann, wenn sich der Sitz des Dienstgebers im Gebiet des anderen Vertragsstaates be-
findet.“

6.  a) Im Artikel 7 Absätze 1 und 2 des Abkommens wird die Zahl „24“ durch die Zahl „60“ ersetzt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 451/1987
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b) Nach Artikel 7 Absatz 2 des Abkommens wird ein Absatz 3 mit folgendem Wortlaut einge-
fügt:

„(3) Würde eine Person, die sich in einem Vertragsstaat gewöhnlich aufhält, auf Grund ihrer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit der Pflichtversicherung nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten
unterliegen, so gelten für diese Person ausschließlich die Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dem
sie sich gewöhnlich aufhält.“

7. Artikel 9 Absatz 1 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„(1) Auf gemeinsamen Antrag des Dienstnehmers und des Dienstgebers oder auf Antrag eines selb-
ständig Erwerbstätigen können die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten einvernehmlich Aus-
nahmen von der Anwendung der Artikel 6 bis 8 unter Berücksichtigung der Art und der Umstände der
Erwerbstätigkeit vorsehen.“

8. Artikel 12 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„Artikel 12

Beanspruchen eine Person, die nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten Versicherungs-
zeiten erworben hat, oder ihre Hinterbliebenen Leistungen, so hat der zuständige österreichische Träger
nach den österreichischen Rechtsvorschriften festzustellen, ob die betreffende Person unter Zusammen-
rechnung der Versicherungszeiten nach Artikel 11 und unter Berücksichtigung der folgenden Bestim-
mungen Anspruch auf die Leistung hat:

a) Hängt nach den österreichischen Rechtsvorschriften die Gewährung bestimmter Leistungen von
der Zurücklegung der Versicherungszeiten in einem Beruf, für den ein Sondersystem besteht,
oder in einem bestimmten Beruf oder in einer bestimmten Beschäftigung ab, so sind für die Ge-
währung dieser Leistungen die nach den kanadischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versi-
cherungszeiten nur zu berücksichtigen, wenn sie in einem entsprechenden System oder, wenn ein
solches nicht besteht, im gleichen Beruf oder in der gleichen Beschäftigung zurückgelegt worden
sind.

b) Verlängern nach den österreichischen Rechtsvorschriften Zeiten der Pensionsgewährung den
Zeitraum, in dem die Versicherungszeiten zurückgelegt sein müssen, so verlängert sich dieser
Zeitraum auch durch entsprechende Zeiten der Pensionsgewährung nach den kanadischen
Rechtsvorschriften.

c) Die nach den kanadischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten sind wie folgt
zu berücksichtigen:
i) Ein Kalenderjahr, das eine Versicherungszeit nach dem Kanadischen Pensionsplan ist, gilt

als zwölf Beitragsmonate nach den österreichischen Rechtsvorschriften;
ii) ein Kalendermonat, der mindestens 15 Versicherungstage nach dem kanadischen Gesetz

über die Alterssicherung enthält, der jedoch nicht Teil einer Versicherungszeit nach dem
Kanadischen Pensionsplan ist, gilt als ein Versicherungsmonat nach den österreichischen
Rechtsvorschriften.“

9. Artikel 13 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„Artikel 13

(1) Besteht nach den österreichischen Rechtsvorschriften auch ohne Anwendung des Artikels 11 ein
Leistungsanspruch, so hat der zuständige österreichische Träger die Leistung ausschließlich auf Grund
der nach den österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten festzustel-
len.

(2) Besteht nach den österreichischen Rechtsvorschriften nur unter Anwendung des Artikels 11 ein
Leistungsanspruch, so hat der zuständige österreichische Träger die Leistung ausschließlich auf Grund
der nach den österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten und unter
Berücksichtigung der folgenden Bestimmungen festzustellen:

a) Leistungen oder Leistungsteile, deren Betrag nicht von der Dauer der zurückgelegten Versiche-
rungszeiten abhängig ist, gebühren im Verhältnis der nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften für die Berechnung der Leistung zu berücksichtigenden Versicherungszeiten zu 30 Jah-
ren, höchstens jedoch bis zur Höhe des vollen Betrages.

b) Sind bei der Berechnung von Leistungen bei Invalidität oder an Hinterbliebene nach dem Eintritt
des Versicherungsfalles liegende Zeiten zu berücksichtigen, so sind diese Zeiten nur im Verhält-
nis der nach den österreichischen Rechtsvorschriften für die Berechnung der Leistung zu berück-
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sichtigenden Versicherungszeiten zu zwei Dritteln der vollen Kalendermonate von der Vollen-
dung des 16. Lebensjahres der betreffenden Person bis zum Eintritt des Versicherungsfalles zu
berücksichtigen, höchstens jedoch bis zum vollen Ausmaß.

c) Buchstabe a gilt nicht
i) hinsichtlich von Leistungen aus einer Höherversicherung,

ii) hinsichtlich von einkommensabhängigen Leistungen zur Sicherstellung eines Mindestein-
kommens.

 (3) Erreichen die nach den österreichischen Rechtsvorschriften für die Berechnung der Leistung zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten insgesamt nicht zwölf Monate und besteht auf Grund dieser
Versicherungszeiten allein kein Leistungsanspruch nach den österreichischen Rechtsvorschriften, so ist
nach diesen Rechtsvorschriften keine Leistung zu gewähren.“

10. Die Artikel 14 und 15 des Abkommens entfallen.

11. Im Abschnitt III Teil 2 des Abkommens wird nach der Überschrift ein neuer Artikel 15 mit fol-
gendem Wortlaut eingefügt:

„Artikel 15

(1) Hat eine Person auch bei Zusammenrechnung der nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten nach Artikel 11 keinen Anspruch auf Leistung, so wird der
Leistungsanspruch dieser Person unter Zusammenrechnung dieser Versicherungszeiten und der nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Staates zurückgelegten Versicherungszeiten festgestellt, mit dem Kana-
da ein Abkommen über Soziale Sicherheit geschlossen hat, das die Zusammenrechnung von Versiche-
rungszeiten vorsieht.

(2) Erreichen die nach den kanadischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten ins-
gesamt nicht zwölf Monate und besteht nach den kanadischen Rechtsvorschriften auf Grund dieser Ver-
sicherungszeiten allein kein Anspruch auf Leistung, so ist der zuständige kanadische Träger ungeachtet
anderer Bestimmungen des Abkommens nicht verpflichtet, Leistungen für diese Versicherungszeiten auf
Grund des Abkommens zu gewähren.“

12. Artikel 16 Absätze 2 bis 4 des Abkommens erhalten folgende Fassung:

„(2) Hat eine Person allein auf Grund des Artikels 11 oder des Artikels 15 Absatz 1 Anspruch auf
eine Pension oder eine Ehegattenbeihilfe, so hat der zuständige kanadische Träger den Betrag der Pensi-
on oder der Ehegattenbeihilfe nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Alterssicherung über die
Gewährung von Teilpensionen oder Ehegattenbeihilfen ausschließlich auf Grund der nach diesem Gesetz
anrechnungsfähigen Zeiten des gewöhnlichen Aufenthaltes in Kanada zu berechnen.

(3) Absatz 2 gilt auch für eine Person, die in Kanada Anspruch auf Gewährung einer Pension hat,
aber nicht genügend Zeiten des gewöhnlichen Aufenthaltes in Kanada zurückgelegt hat, um die Voraus-
setzungen des Gesetzes über die Alterssicherung für die Gewährung der Pension ins Ausland zu erfüllen.

(4) Ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Abkommens
a) ist eine Alterspension einer Person zu gewähren, die sich außerhalb des Gebietes Kanadas ge-

wöhnlich aufhält, wenn die nach Artikel 11 und Artikel 15 Absatz 1 zusammengerechneten Ver-
sicherungszeiten mindestens der nach dem Gesetz über die Alterssicherung für die Pensionsge-
währung ins Ausland erforderlichen Mindestzeit des gewöhnlichen Aufenthaltes in Kanada ent-
sprechen;

b) sind die Ehegattenbeihilfe und die Mindesteinkommenszulage außerhalb des Gebietes Kanadas
nur in dem nach dem Gesetz über die Alterssicherung zulässigen Ausmaß zu gewähren.“

13. Im Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a des Abkommens werden die Worte „Erwerbsunfähig-
keitspension, Kindergeld für einen erwerbsunfähigen Beitragszahler, Hinterbliebenenpension, Waisen-
pension oder Sterbegeld“ durch die Worte „eine Leistung“ ersetzt und nach den Worten „nach Artikel
11“ die Worte „und Artikel 15 Absatz 1“ eingefügt.

14. Artikel 21 Absatz 2 des Abkommens erhält folgende Fassung:

„(2) Ein nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates nach dem Inkrafttreten dieses Abkom-
mens gestellter Antrag auf eine Leistung gilt auch als Antrag auf eine entsprechende Leistung nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates, wenn der Antragsteller bei der Antragstellung angibt,
daß Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates zurückgelegt worden
sind; dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich beantragt, daß die Feststellung einer nach den
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Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates erworbenen Alters- oder Ruhestandspension aufgeschoben
wird.“

Artikel III

(1) Dieses Zusatzabkommen ist zu ratifizieren. Die Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich
in Ottawa auszutauschen.

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, am ersten Tag
des vierten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht
werden.

(3) Artikel 5 Absatz 3 des Abkommens in der Fassung dieses Zusatzabkommens tritt rückwirkend
mit dem 1. November 1991 in Kraft.

(4) Artikel 13 Absatz 1 des Abkommens in der Fassung dieses Zusatzabkommens tritt rückwirkend
mit dem 1. Jänner 1994 in Kraft.

(5) Unterliegt zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Zusatzabkommens eine Person auf Grund ih-
rer selbständigen Erwerbstätigkeit der Pflichtversicherung nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten, so gilt Artikel 7 Absatz 3 des Abkommens in der Fassung dieses Zusatzabkommens für die be-
treffende Person nur dann, wenn sie dies schriftlich beantragt. Wird ein solcher Antrag innerhalb von
sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens bei dem zuständigen Träger eines Ver-
tragsstaates gestellt, so gilt diese Bestimmung ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Zusatzabkom-
mens. In allen anderen Fällen gilt sie ab dem ersten Tag des Kalendermonats nach Ablauf des Monats, in
dem der Antrag gestellt worden ist.

SUPPLEMENTARY AGREEMENT
to the Agreement on Social Security between the Republic of Austria and Canada
The Republic of Austria and Canada,

Desiring to amend and supplement the Agreement on Social Security between the two States, signed
at Vienna on 24 February 1987,

Have agreed as follows:

Article I

For the purposes of this Supplementary Agreement:
(a) ‘‘the Agreement’’ means the Agreement on Social Security between Canada and the Republic of

Austria, signed at Vienna on 24 February 1987;
(b) any other term has the meaning given to it in the Agreement.

Article II

1. In sub-paragraph (1) (c) of Article 1 of the Agreement, the words “the Federal Minister for Social
Affairs’’ shall be replaced by the words “the Federal Minister responsible for the administration of the
legislation of Austria’’.

2. In paragraph (2) of Article 1 of the Agreement, the words “Minister of National Health and Wel-
fare’’ shall be replaced by the words “Minister of Employment and Immigration’’.

3. Paragraph (4) of Article 4 of the Agreement shall be deleted and the following paragraph substi-
tuted in its place:

“(4) As regards Austrian legislation concerning the crediting of periods of war service and periods
considered as equivalent, Canadian nationals who were Austrian nationals immediately before 13 March
1938 shall receive equal treatment with Austrian nationals.’’

4. Paragraph (3) of Article 5 of the Agreement shall be deleted and the following paragraph substi-
tuted in its place:

“(3) As regards Austrian legislation, paragraph (1) of this Article shall not apply to the compensato-
ry supplement.’’

5. Article 6 of the Agreement shall be deleted and the following Article substituted in its place:



183. Stück – Ausgegeben am 18. Oktober 1996 – Nr. 570 4069

‘‘Article 6

Subject to the provisions of Articles 7 to 9, an employed or self-employed person who works in the
territory of one Party shall, in respect of that work, be subject only to the legislation of that Party. In the
case of an employed person, this shall also apply if the employer’s place of business is in the territory of
the other Party.’’

6.  (a) In paragraphs (1) and (2) of Article 7 of the Agreement, the word “twenty-four’’ shall be re-
placed by the word “sixty’’.

(b) The following paragraph (3) shall be inserted immediately after paragraph (2) of Article 7 of
the Agreement:

“(3) A person who would otherwise be compulsorily covered under the legislation of both Parties
with respect to self-employment and who is a resident of one Party shall be subject only to the legislation
of the Party of which that person is a resident.’’

7. Paragraph (1) of Article 9 of the Agreement shall be deleted and the following paragraph substi-
tuted in its place:

“(1) At the request of an employed person and his employer or of a self-employed person, the com-
petent authorities of the two Parties may provide, by agreement with one another, exceptions in the appli-
cation of Articles 6 to 8, taking into account the nature and circumstances of the work.’’

8. Article 12 of the Agreement shall be deleted and the following Article substituted in its place:

‘‘Article 12

When a person who has completed periods of coverage under the legislation of both Parties, or the
survivor of such a person, claims a benefit, the competent Austrian institution shall determine, in accor-
dance with Austrian legislation, whether the claimant is entitled to a benefit by adding together the peri-
ods of coverage, as provided in Article 11, and taking into account the following provisions:

(a) Where Austrian legislation makes the award of certain benefits conditional upon the completion
of periods of coverage in an occupation covered by special schemes or in a specified occupation
or employment, only periods of coverage completed under a corresponding scheme or, failing
that, in the same occupation or, where appropriate, in the same employment under the legislation
of Canada shall be taken into account for the award of such benefits.

(b) Where Austrian legislation provides that the period of payment of a pension shall prolong the
reference period during which periods of coverage must be completed, periods during which a
pension has been awarded under the legislation of Canada shall also prolong the aforesaid refer-
ence period.

(c) Periods of coverage completed under the legislation of Canada shall be taken into account as
follows:
(i) a calendar year which is a period of coverage under the Canada Pension Plan shall be

accepted as twelve months of contributions under Austrian legislation;
(ii) a calendar month which contains at least fifteen days of coverage under the Old Age Security

Act of Canada and which is not part of a period of coverage under the Canada Pension Plan
shall be accepted as a month of coverage under Austrian legislation.’’

9. Article 13 of the Agreement shall be deleted and the following Article substituted in its place:

‘‘Article 13

(1) Where entitlement to a benefit exists under Austrian legislation without the application of Ar-
ticle 11, the competent Austrian institution shall determine the amount of the benefit in accordance with
Austrian legislation on the basis of periods of coverage completed exclusively under that legislation.

(2) Where entitlement to a benefit exists under Austrian legislation only with the application of Ar-
ticle 11, the competent Austrian institution shall determine the amount of the benefit in accordance with
Austrian legislation on the basis of periods of coverage completed exclusively under that legislation and
taking into account the following provisions:

(a) Benefits or parts of benefits, the amount of which does not depend on the duration of periods of
coverage completed, shall be calculated in proportion to the ratio between the duration of the pe-
riods of coverage to be taken into account for the calculation under Austrian legislation and the
period of 30 years, but shall not exceed the full amount.
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(b) Where periods after the contingency arises are to be taken into account for the calculation of
invalidity or survivors’ benefits, such periods shall be taken into account only in proportion to
the ratio between the duration of the periods of coverage to be taken into account for the calcu-
lation under Austrian legislation and two-thirds of the number of full calendar months between
the date on which the person concerned reached the age of 16 and the date on which the contin-
gency occurred, but shall not exceed the full period.

(c) Sub-paragraph (a) of this paragraph shall not apply to:
(i) benefits resulting from supplementary insurance,

(ii) means-tested benefits designed to ensure a minimum income.

(3) Where the periods of coverage to be taken into account under Austrian legislation for the calcu-
lation of the benefit are in aggregate less than twelve months and no entitlement to a benefit has been
established under Austrian legislation exclusively on the basis of these periods of coverage, no benefit
under that legislation shall be paid.’’

10. Articles 14 and 15 of the Agreement shall be deleted.

11. Section 2 of Part III of the Agreement shall be amended by inserting, immediately after the title
thereof, the following new Article 15:

‘‘Article 15

(1) If a person is not entitled to the payment of a benefit on the basis of the periods of coverage
completed under the legislation of both Parties, added together as provided in Article 11, the entitlement
of that person to the payment of that benefit shall be determined by adding together these periods and
periods of coverage completed under the legislation of a third State with which Canada is bound by a
social security instrument which provides for totalizing periods.

(2) Notwithstanding any other provision of this Agreement, if the total duration of the periods
of coverage completed by a person under the legislation of Canada is less than twelve months and if,
taking into account only those periods, no right to a benefit exists under that legislation, the competent
institution of Canada shall not be required to award benefits to that person in respect of those periods by
virtue of this Agreement.’’

12. Paragraphs (2) to (4) of Article 16 of the Agreement shall be deleted and the following para-
graphs substituted in their place:

“(2) If a person is entitled to the payment of a pension or a spouse’s allowance solely through the
application of the provisions of Article 11 or of paragraph (1) of Article 15, the competent institution of
Canada shall calculate the amount of the pension or spouse’s allowance payable to that person in confor-
mity with the provisions of the Old Age Security Act governing the payment of a partial pension or a
spouse's allowance, exclusively on the basis of the periods of residence in Canada which may be con-
sidered under that Act.

(3) Paragraph (2) of this Article shall also apply to a person who is entitled to the payment of a pen-
sion in Canada but who has not resided in Canada for the minimum period required by the Old Age Secu-
rity Act for entitlement to the payment of a pension outside Canada.

(4) Notwithstanding any other provision of this Agreement:
(a) an Old Age Security pension shall be paid to a person who is outside Canada only if that per-

son’s periods of coverage, when added together as provided in Article 11 and paragraph (1) of
Article 15, are at least equal to the minimum period of residence in Canada required by the Old
Age Security Act for entitlement to the payment of a pension outside Canada;

(b) a spouse’s allowance and a guaranteed income supplement shall be paid to a person who is out-
side Canada only to the extent permitted by the Old Age Security Act.’’

13. In sub-paragraph (2) (a) of Article 17 of the Agreement, the words “a disability pension, dis-
abled contributor’s child’s benefit, survivor’s pension, orphan’s benefit or death benefit’’ shall be re-
placed by the words “a benefit’’; and, immediately after the words “as provided in Article 11’’, the words
“and paragraph (1) of Article 15’’ shall be inserted.

14. Paragraph (2) of Article 21 of the Agreement shall be deleted and the following paragraph sub-
stituted in its place:

“(2) Any claim for a benefit under the legislation of one Party submitted after the date of entry into
force of this Agreement shall be considered to be a claim for the corresponding benefit under the legisla-
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tion of the other Party, provided that the claimant provides information at the time of application indicat-
ing that periods of coverage have been completed under the legislation of the other Party; this shall not
apply, however, when the claimant expressly requests that the determination of an old age or retirement
benefit under the legislation of the other Party be deferred.’’

Article III

1. This Supplementary Agreement shall be ratified. The instruments of ratification shall be exchang-
ed at Ottawa as soon as possible.

2. Unless otherwise provided, this Supplementary Agreement shall enter into force on the first day
of the fourth month following the month in which the instruments of ratification are exchanged.

3. Paragraph (3) of Article 5 of the Agreement, as amended by this Supplementary Agreement, shall
enter into force retroactively as of 1 November 1991.

4. Paragraph (1) of Article 13 of the Agreement, as amended by this Supplementary Agreement,
shall enter into force retroactively as of 1 January 1994.

5. If, on the date of entry into force of this Supplementary Agreement, a person is compulsorily cov-
ered under the legislation of both Parties with respect to self-employment, paragraph (3) of Article 7 of
the Agreement, as amended by this Supplementary Agreement, shall apply to that person only if he or she
requests, in writing, that this be the case. If such a request is submitted to the competent institution of
either Party within six months of the date of entry into force of this Supplementary Agreement, that pro-
vision shall apply as of the date of entry into force. In any other case, it shall apply on the first day of the
calendar month following the month in which the request is submitted.

ACCORD SUPPLÉMENTAIRE
à l’Accord sur la sécurité sociale entre la République d’Autriche et le Canada

La République d’Autriche et le Canada,

Désireux de modifier et de suppléer l’Accord sur la sécurité sociale entre les deux États, signé à
Vienne le 24 février 1987,

Sont convenus des dispositions suivantes:

Article I

Aux fins du présent Accord supplémentaire:
a) «l’Accord» désigne l’Accord sur la sécurité sociale entre le Canada et la République d’Autriche,

signé à Vienne le 24 février 1987;
b) tout autre terme a le sens qui lui est attribué par l’Accord.

Article II

1. À l’alinéa (1) c) de l’article 1 de l’Accord, les mots «le Ministre fédéral des Affaires sociales»
sont remplacés par les mots «le Ministre fédéral chargé de l’application de la législation de l’Autriche».

2. Au paragraphe (2) de l’article 1 de l’Accord, les mots «le Ministre de la Santé nationale et du
Bien-être social» sont remplacés par les mots «le Ministre de l’Emploi et de l’Immigration».

3. Le paragraphe (4) de l’article 4 de l’Accord est abrogé et est remplacé par le paragraphe suivant:

«(4) En ce qui a trait à la législation de l’Autriche relative au crédit des périodes de service militaire
et d’autres périodes considérées équivalentes, les ressortissants du Canada qui étaient des ressortissants
de l’Autriche immédiatement avant le 13 mars 1938 reçoivent l’égalité de traitement aux ressortissants de
l’Autriche.»

4. Le paragraphe (3) de l’article 5 de l’Accord est abrogé et est remplacé par le paragraphe suivant:

«(3) En ce qui a trait à la législation de l’Autriche, le paragraphe (1) du présent article ne s’applique
pas au supplément compensatoire.»

5. L’article 6 de l’Accord est abrogé et est remplacé par l’article suivant:
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«Article 6

Sous réserve des dispositions des articles 7 à 9, le travailleur salarié ou le travailleur autonome qui
travaille sur le territoire d’une Partie n’est assujetti, en ce qui concerne ce travail, qu’à la législation de
cette Partie. Dans le cas d’un travailleur salarié, il en est de même si l’employeur a sa place d’affaires sur
le territoire de l’autre Partie.»

6.  a) Dans les paragraphes (1) et (2) de l’article 7 de l’Accord, le mot «vingt-quatre» est remplacé
par le mot «soixante».

D� +OO¾FKCVGOGPV�CRT½U�NG�RCTCITCRJG�
���FG�NICTVKENG���FG�NI#EEQTF��GUV�CLQWV¾�NG�RCTCITCRJG
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«(3) Une personne qui serait normalement assurée de façon obligatoire aux termes de la législation
des deux Parties en ce qui a trait à un travail à son compte et qui est résidente d’une Partie n’est assujettie
qu’à la législation de la Partie dont elle est résidente.»

7. Le paragraphe (1) de l’article 9 de l’Accord est abrogé et est remplacé par le paragraphe suivant:

«(1) À la demande du travailleur salarié et de son employeur ou du travailleur autonome, les auto-
rités compétentes des deux Parties peuvent, d’un commun accord, déroger aux dispositions des articles 6
à 8 tout en tenant compte du caractère et des circonstances du travail.»

8. L’article 12 de l’Accord est abrogé et est remplacé par l’article suivant:

«Article 12

Si une personne qui a accompli des périodes de couverture aux termes de la législation des deux
Parties, ou le survivant d’une telle personne, demande une prestation, l’institution compétente de
l’Autriche détermine, conformément à la législation de l’Autriche, si l’intéressé a droit à une prestation
en totalisant les périodes de couverture tel que prévu à l’article 11 en tenant compte des dispositions
suivantes:

a) Lorsque la législation de l’Autriche soumet l’attribution de certaines prestations à la condition
que les périodes de couverture aient été accomplies au titre d’une occupation relevant de régimes
spéciaux ou au titre d’une occupation ou d’un emploi spécifique, seules les périodes de couver-
ture accomplies aux termes d’un régime correspondant ou, à défaut, au titre de la même occupa-
tion ou, le cas échéant, du même emploi aux termes de la législation du Canada sont prises en
compte pour l’attribution de telles prestations.

b) Lorsque la législation de l’Autriche prévoit que la période de paiement d’une pension prolonge
la période de référence au cours de laquelle les périodes de couverture doivent être accomplies,
les périodes durant lesquelles une pension a été servie aux termes de la législation du Canada
prolongent ladite période de référence.

c) Les périodes de couverture accomplies aux termes de la législation du Canada sont prises en
compte comme suit:
(i) une année civile qui est une période de couverture aux termes du Régime de pensions du

Canada est considérée comme douze mois de cotisations aux termes de la législation de
l’Autriche;

(ii) un mois civil qui comprend au moins quinze jours de couverture aux termes de la Loi sur la
sécurité de la vieillesse du Canada et qui ne fait pas partie d’une période de couverture aux
termes du Régime de pensions du Canada est considéré comme un mois de couverture aux
termes de la législation de l’Autriche.»

9. L’article 13 de l’Accord est abrogé et est remplacé par l’article suivant:

«Article 13

(1) Si l’ouverture du droit à une prestation aux termes de la législation de l’Autriche est établie sans
recours aux dispositions de l’article 11, l’institution compétente de l’Autriche détermine le montant de la
prestation conformément à la législation de l’Autriche compte tenu des seules périodes de couverture
accomplies aux termes de ladite législation.

(2) Si l’ouverture du droit à une prestation aux termes de la législation de l’Autriche est établie par
suite des seules dispositions de l’article 11, l’institution compétente de l’Autriche détermine le montant
de la prestation conformément à la législation de l’Autriche compte tenu des seules périodes de couvertu-
re accomplies aux termes de ladite législation et des dispositions suivantes:
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a) Les prestations ou parties de prestations dont le montant n’est pas fonction de la durée des pé-
riodes de couverture sont calculées en fonction du rapport entre la durée des périodes de cou-
verture à prendre en compte pour le calcul de la prestation aux termes de la législation de
l’Autriche et la période de trente ans, mais sans dépasser le plein montant.

b) Lorsque des périodes postérieures à la réalisation du risque doivent être prises en compte pour le
calcul des prestations d’invalidité ou de survivants, de telles périodes ne sont prises en compte
qu’en fonction du rapport entre la durée des périodes de couverture à prendre en compte pour le
calcul de la prestation aux termes de la législation de l’Autriche et les deux-tiers du nombre de
mois entiers s’étant écoulés depuis la date du 16e anniversaire de la personne intéressée jusqu’à
la date de la réalisation du risque, mais sans dépasser la période entière.

c) L’alinéa a) du présent paragraphe ne s’applique pas:
(i) aux prestations relatives à l’assurance complémentaire;

(ii) aux prestations accordées sous condition de ressources et visant à assurer un revenu mini-
mum.

(3) Si la durée totale des périodes de couverture à prendre en compte pour le calcul d’une prestation
aux termes de la législation de l’Autriche n’atteint pas douze mois et si, compte tenu de ces seules pé-
riodes, le droit à une prestation n’est pas acquis aux termes de ladite législation, aucune prestation n’est
accordée aux termes de ladite législation.»

10. Les articles 14 et 15 de l’Accord sont abrogés.

11. La section 2 du Titre III de l’Accord est modifiée en insérant, immédiatement après le titre, le
nouvel article 15 suivant:

«Article 15

(1) Si une personne n’a pas droit au versement d’une prestation en fonction des périodes de couver-
ture accomplies aux termes de la législation des Parties, totalisées conformément à l’article 11, le droit de
ladite personne au versement de ladite prestation est déterminé par la totalisation desdites périodes et des
périodes de couverture aux termes de la législation d’un état tiers avec lequel le Canada est lié par un
instrument de sécurité sociale prévoyant la totalisation de périodes.

(2) Nonobstant toute autre disposition du présent Accord, si la durée totale des périodes de couver-
ture accomplies par une personne aux termes de la législation du Canada est inférieure à douze mois, et
si, compte tenu de ces seules périodes, le droit à une prestation n’est pas acquis aux termes de ladite
législation, l’institution compétente du Canada n’est pas tenue, aux termes du présent Accord, d’accorder
des prestations à ladite personne au titre desdites périodes.»

12. Les paragraphes (2) à (4) de l’article 16 de l’Accord sont abrogés et sont remplacés par les para-
graphes suivants:

«(2) Si une personne a droit au versement d’une pension ou d’une allocation au conjoint uniquement
en vertu de l’application des dispositions de l’article 11 ou du paragraphe (1) de l’article 15, l’institution
compétente du Canada détermine le montant de la pension ou de l’allocation au conjoint payable à ladite
personne conformément aux dispositions de la Loi sur la sécurité de la vieillesse qui régissent le verse-
ment de la pension partielle ou de l’allocation au conjoint, uniquement en fonction des périodes de rési-
dence au Canada admissibles aux termes de ladite Loi.

(3) Les dispositions du paragraphe (2) du présent article s’appliquent également à une personne qui
a droit au versement d’une pension au Canada mais qui n’a pas résidé au Canada pendant la période de
résidence minimale exigée par la Loi sur la sécurité de la vieillesse pour l’ouverture du droit au verse-
ment d’une pension hors du Canada.

(4) Nonobstant toute autre disposition du présent Accord:
a) une pension de la Sécurité de la vieillesse est versée à une personne qui est hors du Canada

uniquement si les périodes de couverture de ladite personne, totalisées conformément à
l’article 11 et du paragraphe (1) de l’article 15, sont au moins égales à la période minimale de
résidence au Canada exigée par la Loi sur la sécurité de la vieillesse pour l’ouverture du droit au
versement de la pension hors du Canada;

b) l’allocation au conjoint et le supplément de revenu garanti sont versés à une personne qui est
hors du Canada uniquement dans la mesure permise par la Loi sur la sécurité de la vieillesse.»

13. À l’alinéa (2) a) de l’article 17 de l’Accord, les mots «une pension d’invalidité, à une prestation
d’enfant de cotisant invalide, à une pension de survivant, à une prestation d’orphelin ou à une prestation
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de décès» sont remplacés par les mots «une prestation»; et, immédiatement après les mots «tel que prévu
à l’article 11», les mots «et du paragraphe (1) de l’article 15» sont insérés.

14. Le paragraphe (2) de l’article 21 de l’Accord est abrogé et est remplacé par le paragraphe sui-
vant:

«(2) Une demande de prestation présentée aux termes de la législation d’une Partie après la date
d’entrée en vigueur du présent Accord est réputée être une demande de prestation correspondante aux
termes de la législation de l’autre Partie, à condition que le requérant indique, au moment de la demande,
que des périodes de couverture ont été accomplies aux termes de la législation de l’autre Partie; toutefois,
cela ne s’applique pas si le requérant demande expressément que la détermination de sa pension de vieil-
lesse ou de retraite aux termes de la législation de l’autre Partie soit différée.»

Article III

1. Le présent Accord supplémentaire sera ratifié. Les instruments de ratification seront échangés à
Ottawa le plus tôt possible.

2. Sauf dispositions contraires, le présent Accord supplémentaire entrera en vigueur le premier jour
du quatrième mois suivant celui où les instruments de ratification seront échangés.

3. Le paragraphe (3) de l’article 5 de l’Accord, modifié par ce présent Accord supplémentaire,
entrera en vigueur rétroactivement le 1er novembre 1991.

4. Le paragraphe (1) de l’article 13 de l’Accord, modifié par ce présent Accord supplémentaire,
entrera en vigueur rétroactivement le 1er janvier 1994.

5. Si, à la date d’entrée en vigueur du présent Accord supplémentaire, une personne est assurée de
façon obligatoire aux termes de la législation des deux Parties en ce qui a trait à un travail à son compte,
le paragraphe (3) de l’article 7 de l’Accord, modifié par ce présent Accord supplémentaire, s’applique à
ladite personne seulement si elle en fait la demande par écrit. Si une telle demande est présentée à
l’institution compétente de l’une ou l’autre des Parties dans un délai de six mois suivant la date d’entrée
en vigueur du présent Accord supplémentaire, cette disposition s’applique à la date d’entrée en vigueur.
Dans tous les autres cas, elle s’applique le premier jour du mois suivant celui au cours duquel la demande
est présentée.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten beider Vertragsstaaten dieses Zusatzabkom-
men unterzeichnet.

IN WITNESS WHEREOF, the Plenipotentiaries have signed this Supplementary Agreement.

EN FOI DE QUOI, les Plénipotentiaires ont signé le présent Accord supplémentaire.

GESCHEHEN zu Wien, am 12. September 1995 in zwei Urschriften in deutscher, englischer und
französischer Sprache, wobei die drei Texte in gleicher Weise authentisch sind.

DONE in two copies at Vienna, this 12th day of September 1995, in English, French and German,
each text being equally authentic.

FAIT en deux exemplaires à Vienne, ce 12e jour de septembre 1995, dans les langues française,
anglaise et allemande, chaque texte faisant également foi.

Für die Republik Österreich:
For the Republic of Austria:

Pour la République d’Autriche:
Dr. Wolfgang Schallenberg

Für Kanada:
For Canada:

Pour le Canada:
Peter Francis Walker

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikati-
onsurkunde wurde am 27. August 1996 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß seinem Art. III
Abs. 2 mit 1. Dezember 1996 in Kraft.

Vranitzky
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Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt.

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Republik Vietnam über die

Förderung und den Schutz von Investitionen samt Protokoll
DIE REPUBLIK ÖSTERREICH UND DIE SOZIALISTISCHE REPUBLIK VIETNAM,

im folgenden die „Vertragsparteien“ genannt,

VON DEM WUNSCHE GELEITET, günstige Voraussetzungen für eine größere wirtschaftliche
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu schaffen;

IN DER ERKENNTNIS, daß die Förderung und der Schutz von  Investitionen die Bereitschaft zur
Vornahme solcher Investitionen stärken und dadurch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien leisten können,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Definitionen

Für die Zwecke dieses Abkommens

(1) umfaßt der Begriff „Investition“ alle Vermögenswerte, und insbesondere, aber nicht ausschließ-
lich:

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie  sonstige dingliche Rechte, wie
Hypotheken, Zurückbehaltungsrechte, Pfandrechte, Nutzungsrechte und ähnliche Rechte;

b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an Unternehmen;
c) Ansprüche auf Geld, das übergeben wurde, um einen wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder

Ansprüche auf eine Leistung, die einen wirtschaftlichen Wert hat;
d) Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte, wie Erfinderpatente, Handelsmarken, Geschmacks-

und Gebrauchsmuster sowie technische Verfahren, Know-how,  Handelsnamen und Goodwill;
e) öffentlich-rechtliche Konzessionen für die Aufsuchung oder die Gewinnung von Naturschätzen;

(2) bezeichnet der Begriff „Investor“

in bezug auf die Republik Österreich
a) jede natürliche Person, die Staatsangehöriger der Republik Österreich ist und im Hoheitsgebiet

der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt;
b) jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-

schriften der Republik Österreich geschaffen wurde, ihren Sitz im Hoheitsgebiet der Republik
Österreich hat und im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Investition tätigt;

c) jede juristische Person oder Personengesellschaft, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften einer der Vertragsparteien oder eines dritten Staates geschaffen wurde und in der ein
unter a) oder b) genannter Investor einen maßgeblichen Einfluß ausübt;

in bezug auf  die Sozialistische Republik Vietnam
a) jede natürliche Person, die im Sinne der Gesetzgebung der Sozialistischen Republik Vietnam

Staatsangehöriger der Sozialistischen Republik Vietnam ist;
b) jede juristische Person, einschließlich Gesellschaften, Firmen und Vereinigungen, die in Über-

einstimmung mit den Rechtsvorschriften der Sozialistischen Republik Vietnam eingetragen oder
geschaffen wurden und ihren Sitz im Hoheitsgebiet der Sozialistischen Republik Vietnam hat;

(3) bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die eine Investition erbringt, und insbeson-
dere, aber nicht ausschließlich, Gewinne, Zinsen, Kapitalzuwächse, Dividenden, Tantiemen, Lizenzge-
bühren und andere Entgelte;

(4) umfaßt der Begriff „Enteignung“ auch die Verstaatlichung oder jede sonstige Maßnahme mit
gleicher Wirkung.
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Artikel 2

Förderung und Schutz der Investitionen

(1) Jede Vertragspartei fördert nach Möglichkeit in ihrem Hoheitsgebiet die Investitionen der Inve-
storen der anderen Vertragspartei, läßt diese Investitionen in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvor-
schriften zu und behandelt solche Investitionen in jedem Fall gerecht und billig.

(2) Investitionen gemäß Artikel 1 Absatz 1 und ihre Erträge genießen den vollen Schutz dieses Ab-
kommens. Gleiches gilt, unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1, im Falle einer Wiederveranla-
gung solcher Erträge auch für deren Erträge und auch die rechtliche Erweiterung, Veränderung oder
Umwandlung einer Investition.

Artikel 3

Behandlung von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei behandelt Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen
nicht weniger günstig als Investoren eines dritten Staates und deren Investitionen.

(2) Die Bestimmungen gemäß Absatz 1 können nicht dahin gehend ausgelegt werden, daß sie eine
Vertragspartei verpflichten, den Investoren der anderen Vertragspartei und deren Investitionen den ge-
genwärtigen oder künftigen Vorteil einer Behandlung, einer Präferenz oder eines Privileges einzuräumen,
welcher sich ergibt aus

a) einer Zollunion, einem gemeinsamen Markt, einer Freihandelszone oder der Zugehörigkeit zu
einer Wirtschaftsgemeinschaft;

b) einem internationalen Abkommen, einer zwischenstaatlichen Vereinbarung oder innerstaatlichen
Rechtsvorschrift über Steuerfragen;

c) einer Regelung zur Erleichterung des Grenzverkehrs;
d) einer Inländergleichbehandlung, die auf Grund eines bilateralen Investitionsschutzabkommens

einem dritten Staat gewährt wurde.

Artikel 4

Entschädigung

(1) Investitionen von Investoren einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei nur im öffentlichen Interesse, auf Grund eines rechtmäßigen Verfahrens und gegen Entschädigung
enteignet werden. Die Entschädigung muß dem Wert der Investition unmittelbar vor dem Zeitpunkt ent-
sprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung öffentlich bekannt wurde. Die Entschädi-
gung muß ohne ungebührliche Verzögerung geleistet werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit
dem üblichen bankmäßigen Zinssatz jenes Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Investition durchgeführt
wurde, zu verzinsen; sie muß  in frei konvertierbarer Währung erfolgen und frei transferierbar sein. Spä-
testens im Zeitpunkt der Enteignung muß in geeigneter Weise für die Festsetzung der Leistung der Ent-
schädigung Vorsorge getroffen sein.

(2) Enteignet eine Vertragspartei die Vermögenswerte einer Gesellschaft, die in Anwendung von
Artikel 1 Absatz 2 dieses Abkommens als eine Gesellschaft dieser Vertragspartei anzusehen ist, und an
welcher ein Investor der anderen Vertragspartei Anteilsrechte besitzt, so wendet sie die Bestimmungen
des Absatzes 1 dergestalt an, daß die angemessene Entschädigung dieses Investors sichergestellt wird.

(3) Dem Investor steht das Recht zu, die Rechtmäßigkeit der Enteignung durch die zuständigen Or-
gane der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, überprüfen zu lassen.

(4) Dem Investor steht das Recht zu, die Höhe der Entschädigung und die Zahlungsmodalitäten ent-
weder durch die zuständigen Organe der Vertragspartei, welche die Enteignung veranlaßt hat, oder durch
ein internationales Schiedsgericht gemäß Artikel 8 dieses Abkommens überprüfen zu lassen.

Artikel 5

Transfer

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der anderen Vertragspartei ohne ungebührliche
Verzögerung den freien Transfer in frei konvertierbarer Währung der im Zusammenhang mit einer Inve-
stition stehenden Zahlungen, insbesondere, aber nicht ausschließlich,

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung oder Erweiterung der Investition;
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b) von Beträgen, die zur Abdeckung von Ausgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der
Investition bestimmt waren;

c) der Erträge;
d) der Rückzahlung von Darlehen;
e) des Erlöses im Falle vollständiger oder teilweiser Liquidation oder Veräußerung der Investition;
f) einer Entschädigung gemäß Artikel 4 Absatz 1 dieses Abkommens.

(2) Die Zahlungen gemäß diesem Artikel erfolgen zu den Wechselkursen, die am Tage der Transfer-
zahlung im Hoheitsgebiet der Vertragspartei, von der aus der Transfer vorgenommen wird, gelten.

(3) Die Wechselkurse werden entsprechend den Notierungen an den im Hoheitsgebiet jeder Ver-
tragspartei befindlichen Börsen bzw. subsidiär von dem jeweiligen Bankensystem im Hoheitsgebiet jeder
der Vertragsparteien festgelegt. Die Bankgebühren werden gerecht und angemessen sein.

Artikel 6

Eintrittsrecht

Leistet eine Vertragspartei oder eine von ihr hiezu ermächtigte Institution ihrem Investor Zahlungen
auf Grund einer Garantie für eine Investition im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so erkennt
diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte des Investors der erstgenannten Vertragspartei aus
Artikel 8 dieses Abkommens und der Rechte der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 9 dieses Ab-
kommens, die Übertragung aller Rechte oder Ansprüche dieses Investors kraft Gesetzes oder auf Grund
eines Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Vertragspartei
den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle diese Rechte oder Ansprüche an, welche die erstge-
nannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den
Transfer der an die betreffende Vertragspartei auf Grund der übertragenen Rechte zu leistenden Zahlun-
gen gelten Artikel 4 und Artikel 5 dieses Abkommens sinngemäß.

Artikel 7

Andere Verpflichtungen

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei oder aus völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen, die neben diesem Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, durch die den Investitionen der Investoren
der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Abkommen zu gewähren ist, so
geht diese Regelung dem vorliegenden Abkommen insoweit vor, als sie günstiger ist.

(2) Jede Vertragspartei hält jede vertragliche Verpflichtung ein, die sie gegenüber einem Investor
der anderen Vertragspartei in bezug auf von ihr genehmigte Investitionen in ihrem Hoheitsgebiet über-
nommen hat.

Artikel 8

Beilegung von Investitionsstreitigkeiten

(1) Entstehen zwischen einer Vertragspartei und einem Investor der anderen Vertragspartei Mei-
nungsverschiedenheiten aus einer Investition, so werden diese so weit wie möglich zwischen den Streit-
parteien freundschaftlich beigelegt.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz 1 nicht innerhalb von drei Monaten ab dem
Erhalt einer schriftlichen Mitteilung hinreichend bestimmter Ansprüche beigelegt werden, wird die Mei-
nungsverschiedenheit auf Antrag der Vertragspartei oder des Investors der anderen Vertragspartei in
einem Schiedsverfahren durch drei Schiedsrichter gemäß den UNCITRAL Schiedsregeln in der Fassung
der letzten Änderung, die von den Vertragsparteien zum Zeitpunkt des Verlangens nach Einleitung eines
Schiedsverfahrens akzeptiert wurden, geregelt. Die Vertragspartei unterwirft sich dem Schiedsgericht
auch für den Fall, daß keine Schiedsvereinbarung besteht.

(3) Der Schiedsspruch ist endgültig und bindend; er wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt;
jede Vertragspartei stellt die Anerkennung und Durchsetzung des Schiedsspruches in Übereinstimmung
mit ihren einschlägigen Rechtsvorschriften sicher.

(4) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, macht in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schieds-
verfahrens oder der Durchsetzung eines Schiedsspruchs als Einwand geltend, daß der Investor, der die
andere Streitpartei bildet, auf Grund einer Garantie eine Entschädigung bezüglich aller oder Teile seiner
Verluste erhalten habe.
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Artikel 9

Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens sollen, soweit wie möglich, durch freundschaftliche Verhandlungen beigelegt
werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz 1 innerhalb von sechs Monaten nicht beige-
legt werden, so wird sie auf Antrag einer der Vertragsparteien einem Schiedsgericht unterbreitet.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall wie folgt gebildet: jede Vertragspartei bestellt ein Mit-
glied und beide Mitglieder einigen sich auf einen Staatsangehörigen eines Drittstaates als Vorsitzenden.
Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, nachdem die eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt
hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will, der Vorsitzende inner-
halb von weiteren zwei Monaten zu bestellen.

(4) Werden die in Absatz 3 festgelegten Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer an-
deren Vereinbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes bitten, die
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident des Internationalen Gerichtshofes die
Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert
diese Funktion auszuüben, so kann der Vizepräsident, oder im Falle seiner Verhinderung, das dienstälte-
ste Mitglied des Internationalen Gerichtshofes unter denselben Voraussetzungen eingeladen werden, die
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen.

(5) Das Schiedsgericht beschließt seine eigene Verfahrensordnung.

(6) Das Schiedsgericht entscheidet auf Grund dieses Abkommens sowie auf Grund der allgemein
anerkannten Regeln des Völkerrechtes. Es entscheidet mit Stimmenmehrheit; der Schiedsspruch ist end-
gültig und bindend.

(7) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds und ihrer Rechtsvertretung in dem Schieds-
verfahren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags-
parteien zu gleichen Teilen getragen. Das Gericht kann jedoch in seinem Schiedsspruch eine andere Ko-
stenregelung treffen.

Artikel 10

Anwendung dieses Abkommens

Dieses Abkommen gilt für Investitionen, die Investoren der einen Vertragspartei in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet sowohl vor als auch
nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens vorgenommen haben oder vornehmen werden.

Artikel 11

Inkrafttreten und Dauer

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft,
der dem Monat folgt, in dem sich die Vertragsparteien gegenseitig notifiziert haben, daß die jeweiligen
verfassungsmäßigen Erfordernisse für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind.

(2) Das Abkommen bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach deren Ablauf wird es auf unbestimmte Zeit
verlängert und kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwölf Monaten
schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt werden.

(3) Für Investitionen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Abkommens vorgenom-
men worden sind, gelten die Artikel 1 bis 10 dieses Abkommens noch für weitere zehn Jahre vom Tage
des Außerkrafttretens des Abkommens an.

GESCHEHEN zu Hanoi am 27. März 1995, in zwei Urschriften, jede in deutscher, vietnamesischer
und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen authentisch ist. Im Falle von Abweichun-
gen geht der englische Text vor.
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Für die Republik Österreich:

Mock m. p.

Für die Sozialistische Republik Vietnam:

Cam m. p.

P R O T O K O L L
Mit Bezug auf das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Republik

Vietnam zur Förderung und zum Schutz von Investitionen, unterzeichnet in Hanoi am heutigen Tage,
bedeutet der Begriff „maßgeblicher Einfluß“ in Artikel 1 Absatz 2, Subparagraph c), daß ein österreichi-
scher Investor die Geschäftsführung einer juristischen Person oder Personengesellschaft so weitgehend
kontrolliert, daß keine wesentliche Entscheidung über die Investition oder die Gesellschaftspolitik ohne
die Zustimmung des österreichischen Investors durch diese Gesellschaften getroffen werden kann.

GESCHEHEN zu Hanoi am 27. März 1995, in zweifacher Ausfertigung, in deutscher, vietnamesi-
scher und englischer Sprache. Im Falle von Abweichungen geht der englische Text vor.

Für die Republik Österreich:

Mock m. p.

Für die Sozialistische Republik Vietnam:

Cam m. p.

A G R E E M E N T
between the Republic of Austria and the Socialist Republic of Vietnam for the Promotion

and Protection of Investments
THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE SOCIALIST REPUBLIC OF VIETNAM;

hereinafter referred to as “Contracting Parties”,

DESIRING to create favourable conditions for greater economic co-operation between the Con-
tracting Parties;

RECOGNIZING that the promotion and protection of investments may strengthen the readiness for
such investments and hereby make an important contribution to the development of economic relations
between the Contracting Parties,

HAVE AGREED AS FOLLOWS:

Article 1

Definitions

For the purpose of this Agreement

(1) the term “investment” comprises all assets and in particular, though not exclusively:
a) movable and immovable property as well as any other rights in rem such as mortgages, liens,

pledges, usufructs and similar rights;
b) shares and other types of participations in undertakings;
c) claims to money that has been given in order to create an economic value or claims to any per-

formance having an economic value;
d) copyrights, industrial property rights such as patents for inventions, trademarks, industrial de-

signs and utility models, technical processes, know-how, trade names and goodwill;
e) business concessions under public law to search for or exploit natural resources.

(2) the term ”investor” means



4080 183. Stück – Ausgegeben am 18. Oktober 1996 – Nr. 571

in respect of the Republic of Austria
a) any natural person who is a citizen of the Republic of Austria and makes an investment in the

other Contracting Party’s territory;
b) any juridical person, or partnership, constituted in accordance with the legislation  of the Repub-

lic of Austria, having its seat in the territory of the Republic of Austria and making an invest-
ment in the other Contracting Party’s territory;

c) any juridical person, or partnership, constituted in accordance with the legislation of a Contract-
ing Party or of a third Party in which the investor referred to in a) or b) exercises a dominant in-
fluence;

in respect of the Socialist Republic of Vietnam
a) any person who is a citizen of the Socialist Republic of Vietnam in accordance with the legisla-

tion of the Socialist Republic of Vietnam;
b) any juridical person, including companies, corporations, firms and associations incorporated or

constituted in accordance with the legislation of the Socialist Republic of Vietnam and having its
seat in the Socialist Republic of Vietnam;

(3) the term “returns” means the amounts yielded by an investment, and in particular, though not ex-
clusively, profits, interests, capital gains, dividends, royalties, licence and other fees.

(4) the term “expropriation” also comprises a nationalization or any other measure having equivalent
effect.

Article 2

Promotion and Protection of Investments

(1) Each Contracting Party shall in its territory promote, as far as possible, investments of investors
of the other Contracting Party, admit such investments in accordance with its legislation and in any case
accord such investments fair and equitable treatment.

(2) Investments admitted according to Article 1 paragraph (1) and their returns shall enjoy the full
protection of the present Agreement. The same applies without prejudice to the regulations of paragraph
(1) also for their returns in case of reinvestment of such returns, as well as for the legal extension, altera-
tion or transformation of an investment.

Article 3

Treatment of Investments

(1) Each Contracting Party shall accord to investors of the other Contracting Party and their invest-
ments treatment no less favourable than that accorded to investors of any third State and their invest-
ments.

(2) The provisions of paragraph (1) shall not be construed as to oblige one Contracting Party to ex-
tend to the investors of the other Contracting Party and their investments the present or future benefit of
any treatment, preference or privilege resulting from

a) any customs union, common market, free trade area or membership in an economic community;
b) any international agreement, international arrangement or domestic legislation regarding taxa-

tion;
c) any regulation to facilitate the frontier traffic;
d) national treatment granted to a third country in a bilateral investment agreement.

Article 4

Compensation

(1) Investments of investors of either Contracting Party shall not be expropriated in the territory of
the other Contracting Party except for a public purpose by due process of law and against compensation.
Such compensation shall amount to the value of the investment immediately preceding the time in which
the actual or impending measure became public knowledge. The compensation shall be paid without
undue delay and shall carry the usual bank interest of the country in which the investment was made until
the time of payment; it shall be paid in freely convertible currency and be freely transferable. Provisions
for the  determination of the payment of such compensation shall be made in an appropriate manner not
later than at the moment of the expropriation.
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(2) Where a Contracting Party expropriates the assets of a company which is considered as a com-
pany of this Contracting Party pursuant to paragraph (2) of Article 1 of the present Agreement and in
which an investor of the other Contracting Party owns shares, it shall apply the provisions of para-
graph (1) so as to ensure due compensation to this investor.

(3) The investor shall be entitled to have the legality of the expropriation reviewed by the competent
authorities of the Contracting Party having induced the expropriation.

(4) The investor shall be entitled to have the amount and the provisions for the payment of the com-
pensation reviewed either by the competent authorities of the Contracting Party having induced the ex-
propriation or by an international arbitral tribunal according to Article 8 of the present Agreement.

Article 5

Transfers

(1) Each Contracting Party shall guarantee without undue delay to investors of the other Contracting
Party free transfer in freely convertible currency of payments in connection with an investment, in par-
ticular but not exclusively, of

a) the capital and additional amounts for the maintenance or extension of the investment;
b) amounts assigned to cover expenses relating to the management of the investment;
c) the returns;
d) the repayment of loans;
e) the proceeds from total or partial liquidation or sale of the investment;
f) a compensation according to Article 4 paragraph (1) of the present Agreement.

(2) The payments referred to in this Article shall be effected at the exchange rates prevailing on the
day of the transfer of payments in the territory of the Contracting Party from which the transfer is made.

(3) The rates of exchange shall be determined according to the quotations on the stock exchanges on
the territory of each Contracting Party or in the absence of such quotations by the respective banking
system in the territory of each of the Contracting Parties. The bank charges shall be fair and equitable.

Article 6

Subrogation

Where one Contracting Party or an institution authorized by it makes payments to its investor in
virtue of a guarantee for an investment in the territory of the other Contracting Party, the other Contract-
ing Party shall without prejudice to the rights of the investor of the first Contracting Party under Article 8
of the present Agreement and to the rights of the first Contracting Party under Article 9 of the present
Agreement recognize the assignment to the first Contracting Party of all rights and claims of this investor
under a law or pursuant to a legal transaction. The latter Contracting Party shall also recognize the subro-
gation of the former Contracting Party to any such rights or claims which that Contracting Party shall be
entitled to assert to the same extent as its predecessor in title. As regards the transfer of payments to the
Contracting Party concerned by virtue of such assignment, Article 4 and Article 5 of the present Agree-
ment shall apply mutatis mutandis.

Article 7

Other Obligations

(1) If the provisions of law of either Contracting Party or international obligations existing at present
or established thereafter between the Contracting Parties in addition to the present Agreement, contain a
rule, whether general or specific, entitling investments by investors of the other Contracting Party to a
treatment more favourable than is provided for by the present Agreement, such rule shall to the extent
that it is more favourable prevail over the present Agreement.

(2) Each Contracting Party shall observe any contractual obligation it may have entered into towards
an investor of the other Contracting Party with regard to investments approved by it in its territory.

Article 8

Settlement of Investment Disputes

(1) Any dispute arising out of an investment, between a Contracting Party and an investor of the
other Contracting Party shall, as far as possible, be settled amicably between the parties to the dispute.
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(2) If a dispute according to paragraph (1) cannot be settled within three months of the receipt of a
written notification of sufficiently detailed claims, the dispute shall upon request of the Contracting Party
or of the investor of the other Contracting Party be settled through arbitration by three arbitrators in ac-
cordance with the UNCITRAL arbitration rules, as amended by the last amendment accepted by both
Contracting Parties at the time of the request for initiation of the arbitration procedure. The Contracting
Party submits itself to the arbitral tribunal mentioned also in the case that no such agreement for arbitra-
tion exists.

(3) The award shall be final and binding; it shall be executed according to national law; each Con-
tracting Party shall ensure the recognition and enforcement of the arbitral award in accordance with its
relevant laws and regulations.

(4) A Contracting Party which is a party to a dispute shall not, at any stage of conciliation or arbi-
tration proceedings or enforcement of an award, raise the objection that the investor who is the other
party to the dispute has received in virtue of a guarantee  indemnity in respect of all or some of its losses.

Article 9

Settlement of Disputes between the Contracting Parties

(1) Disputes between the Contracting Parties concerning the interpretation or application of this
Agreement shall, as far as possible, be settled through amicable negotiations.

(2) If a dispute according to paragraph (1) cannot be settled within six months it shall upon the re-
quest of either Contracting Party be submitted to an arbitral tribunal.

(3) Such arbitral tribunal shall be constituted ad hoc as follows: each Contracting Party shall appoint
one member and these two members shall agree upon a national of a third State as their chairman. Such
members shall be appointed within two months from the date one Contracting Party has informed the
other Contracting Party, that it intends to submit the dispute to an arbitral tribunal, the chairman of which
shall be appointed within two further months.

(4) If the periods specified in paragraph (3) are not observed, either Contracting Party may, in the
absence of any other relevant arrangement, invite the President of the International Court of Justice to
make the necessary appointments. If the President of the International Court of Justice is a national of
either of the Contracting Parties or if he is otherwise prevented from discharging the said function, the
Vice-President or in case of his inability the member of the International Court of Justice next in seniority
should be invited under the same conditions to make the necessary appointments.

(5) The tribunal shall establish its own rules of procedure.

(6) The arbitral tribunal shall reach its decision in virtue of the present Agreement and pursuant to
the generally recognized rules of international law. It shall reach its decision by a majority of votes; the
decision shall be final and binding.

(7) Each Contracting Party shall bear the costs of its own member and of its legal representation in
the arbitration proceedings. The costs of the chairman and the remaining costs shall be borne in equal
parts by both Contracting Parties. The tribunal may, however, in its award determine another distribution
of costs.

Article 10

Application of the Agreement

This Agreement shall apply to investments made in the territory of one of the Contracting Parties in
accordance with its legislation by investors of the other Contracting Party prior to as well as after the
entry into force of this Agreement.

Article 11

Entry into Force and Duration

(1) This Agreement is subject to ratification or approval in accordance with the Constitution of each
Contracting Party and shall enter into force on the first day of the third month that follows the month
during which the Contracting Parties have notified each other that their constitutional requirements for
the entry into force of this Agreement have been fullfilled.
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(2) This Agreement shall remain in force for a period of  ten years; it shall be extended thereafter for
an indefinite period and may be denounced in writing through diplomatic channels by either Contracting
Party giving twelve months’ notice.

(3) In respect of investments made prior to the date of termination of the present Agreement the pro-
visions of Article 1 to 10 of the present Agreement shall continue to be effective for a further period of
ten years from the date of termination of the present Agreement.

DONE in Hanoi, on 27th March 1995, in duplicate, in the German, Vietnamese and English lan-
guages, all texts being equally authentic. In case of divergence the English text shall prevail.

For the Republic of Austria:

Mock m.p.

For the Socialist Republic of Vietnam:

Cam m.p.

P R O T O C O L
With reference to the Agreement between the Republic of Austria and the Socialist Republic of

Vietnam for the Promotion and Protection of Investments signed in Hanoi today the expression
“dominant influence” in Article 1, paragraph (2), subparagraph (c) shall mean that an Austrian investor
controls the management of the juridical person or partnership to the extent that no major decision on the
investment or the company policy can be taken by these entities without the consent of the Austrian in-
vestor.

DONE in Hanoi, on 27th March 1995, in duplicate, in the German, Vietnamese  and English lan-
guages, all texts being equally authentic. In case of divergence the English text shall prevail.

For the Republic of Austria:

Mock m.p.

For the Socialist Republic of Vietnam:

Cam m.p.
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Die Mitteilungen gemäß Art. 11 Abs. 1 wurden am 27. Dezember 1995 bzw. 17. September 1996
abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 11 Abs. 1 mit 1. Dezember 1996 in Kraft.

Vranitzky


